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G E SET Z

vom
0 ....... •••••••••

über den Schutz des Feldgutes in
offener Flur (Feldschutzgesetz)

Dei Landtag hat beschlossen:

I~ Abschnitt

Feldgut und Feldschutz

§

(1) Als Feldgut im Sinne dieses Gesetzes sind alle köroerlichen
Sachen zu ve~stehen. die in der ~andwirtschaft hervorgebracht
oder unmittelbar oder mittelbar verwendet werden und sich in
offener Flur befindenn

(2) Zum Feldgut gehören daher insbesondere landwirtschaftlich
genutzte Grundstücke selbst~ wie Äcker, ~iesen, Weiden, Gärten,
Weingärten. Obstgärten, Alleen; Einrichtungen zur Verarbeitungs
Lagerung und Konservierung des Erntegutes; Bienenstöcke~ Feld­
und Gerätehütten; Zäune~ Hecken: Fischteiche, Fischbehälter und
Anlagen für künstliche Fischzucht~ Feld~ege, Stege; alle
noch nicht eingebrachten Früchte und Saaten~ Heu- l St~oh-~ Rohr­
und Fruchtschober; Weinstecken, Rebenbürdel; die auf dem Felde
zurückgelassenen landwirtschaftlichen Maschinen~ Geräte und
~erkzeuge, das Zug- und Weidevieh und der DOnger.

§ 2

(1) Die unbefugte Beschädigung von Feldgut und die unbefugte
Verletzung von Rechten äm Feldgut sind als Feldfrevel verbofeno
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(2) Insbesondere ist Unbefugten verbote~:

a) das ständige Gehen und das Lagern~ Reiten Fahren und Ab­
stellen von Fahrzeugen jeder Art in Gärten und ~eingärten~

auf bebauten oder zum Anbau vorbereiteten Äckern, auf Wiesen
und Weiden zur Zeit des Graswuchses sowie auf allen anderen
landwirtschaftlich genutzten GrundstOcken und Privatwegen,
sobald die beiden letztgenannten durch Einfriedung) Verbots­
tafeln oder sonstige Zeichen als abgesperrt gekennzeichnet
sind:

b) das Beseitigen von Einfriedungen sowie das mutwillige Öffnen
der Sperrvorrichtungen an denselben und das Beseitigen oder
Unkenntlichmachen der Verbotstafeln oder ~!arnungszeichen;

c) das Einackern~ Umgraben oder sonstige Beschädigen der Feld­
wege oder Fußstege, das Verrücken oder Beseitigen der Grenz­
zeichen und das Abackern von fremdem Grund;

d) das Abbrechen oder Abschneiden von Stämmen. Ästen, Zweigen,
Blüten oder Früchten sowie das Beschädigen von Bäumen,
Nutzungssträuchern und Saumpfählen~

e) das Abschneiden oder Abreißen von Getreideähren, Weinreben~

Schoten oder Pflanzen jeder Art von bebauten Äckern und das
Abschneiden OGer Abreißen des Grases auf Wiesen oder Feld­
rainen:

f) das Aufsammeln von Laub und abgefallenen reifen oder unreifen
Früchten, von Dünger oder sonstigen Stoffen in Gärten oder
auf Äcker~~ ~iesen oder ~eiden und das Graben von Früchten
und Erde (Sa~d: Schotter~ Steinen~ Lehm und dergleichen) auf
fremden GrundstOcken;

g) das Ablagern~ Ausbringen oder ~erfen von Steinen~ Sch~tt

und Abfallstoffen aller Art auf fremde GrundstÖcke oder
Wege;
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h) cer Gebrauch freoder Schuppen, Feldhütten oder auf deo
Feld belassener Geräte oder Werkzeuge sowie das Ver­
stecken, Verschleppen oder Beschädigen dieser Gegen­
stände;

i) das Umwerfen oder Zerstreuen freoder Erd- und Dünger­
haufen, Frucht- oder Streuhaufen, Heu-, Stroh- oder
Fruchtschober sowie das Beschädigen der am Feld befind­
lichen Vorrichtungen zuo Trocknen des Futters;

j) das Anmachen von Feuer auf fremden Grund;
k) das Verunreinigen oder Beschädigen fremder Fischbehäl­

ter und hnlagen für künstliche Fischzucht sowie der
Feldbrunnen;

1) die Spiel- oder Sportausübung in einer solchen Weise,
daß dadurch Feldgut beschädigt werden kann;

m) die Aneignung von Felcgut (wie Feld- und Baumfrüchten,
Samen, Streu, Rasen, Erde, Torf, Sand, Schotter u.dgl.);

n) das Verunreinigen oder Beschädigen freoder Bienenstöcke
und Anlagen für die Bienenzucht.

(3) Jedermann ist ferner das Ablagern und Wegwerfen von
Gegenständen, die vom Wind vertragen werden können (z.B.
Plastiksäcke und Verpackungsmaterial) verboten.

§ 3

(1) Außerhalb geschlossener oder sonst eingefriedeter
Plätze darf kein Vieh ohne Aufsicht freigelassen werden.

(2) Der Gemeinderat hat jedoch Gebiete, in denen der un­
beaufsichtigte Weidegang nach altem Herkommen üblich ist,
von den Bestimmunge~ des ~bs. 1 dann euszunehmen, wenn
nicht erhebliche Bedenken aus GrUnden der Sicherheit von
Personen und Sachen entgegenstehen.
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(3) Auf Grundstücken i die nicht von allen Seiten so eingeschlossen
sind daß dadurch das Austreten des Viehs verhindert wird, ist
jede unbeaufsichtigte ~Jeide: mit Ausnahme der Strick- und Pflock­
weide; zur Nachtzeit verboten.

§ 4

Der Auftrieb des Viehs zur ~eide und der Eintrieb von dieser darf
nur bei Tageszeit stattfinden~ Als Tageszeit ist die Zeit eine
Stunde vor Sonnenaufgang bis eine Stunde nach Sonnenuntergang
anzusehen~

§ 5

Die ~lachlese in fremden Gärten~ Obstanlagens ~eingärten oder auf
Äck~rn ist nur mit Einwilligung des Grundeigentümers oder sonst
Nutzungsberechtigten gestattet.

§ 5

Die Eigentümer und i~utzungsberechtigten haben ihre landwirtschaft­
lichen Grundstücke in einem solchen Pflegezustand zu halten; daß
eine ~esentliche Beeinträchtigung der benachbarten GrundstOcke
durch Unkrautsamen hintangehalten wird. Wenn es der EigentOmer
oder der Nutzungsberechtigte unterläßt, die erforderlichen
Pflegemaßnahmen durchzuführen, hat die Bezirksverwaltungsbehörde
diese Pflegemaßnahmen vorzuschreiben<

II~ Abschnitt

Feldschutzorgane

§ 7

(1) Zum Schutze des Feldgutes kann die Gemeinde Feldschutz­
organe bestellen. Die Feldschutzorgane sind Organe der Gemeinde.

(2) Als Feldschutzorgane dürfen nur österreichische Staatsbürger
bestellt werden~ die das einundzwanzigste Lebensjahr vollendet
haben und die erforderliche körperliche und geistige Eignung
für die mit der Ausübun~ des Feldschutzes verbundenen Aufgaben
sowie die hiefUr erforderliche Verläßlichkeit besitzenu
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(3) Von der Besteilung als Feldschutzorgan ist ~nsbesondere

ausgeschlossen~ wer weg~n einer oaer mehrerer mit Vorsatz
begangener gerichtlich strafbarer Handlungan von einem in­
ländischen Gericht zu einer mehr als einjährigen Freiheits­
strafe verurteilt wurde.

(4) Forst-~ Jagd- oder Fischereiaufsichtsorgane können auch
als Feldschutzorgene best~!lt werden,

(5) Die eemeinde hat Personen~ die als Feldschutzorgane be­
stellt werden sollen~ vor der Bestellung mit den Bestimmungen
dieses Gesetzes vertraut zu machen.

(5) Bestellte Feldschutzorgane sind vom Bürgermeister auf
die gewissen~a7te Erfüllung ihrer Pflichten anzugeloben~

(7) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat über alle Feldschutzorgane
einen Vormerk zu führen~ Zum Zwecke der Evidenthaltung sind
die Gemeinden verpflichtet s jede Bestellung und Angelobung
von Feldschutzorganen und jede Veränderung im Stand der Feld­
schutzorgane unverzüglich der Bezirksverwaltungsbehörde anzu­
zeigen.

(3) Wenn Umstände eintreten oder nachträglich bekannt
,~erden~ die einer Bestellung zum Feldschutzorgan entgegenge­
standen wären J hat die Gemeinde: falls der Amtsverlust nicht
schon kraft eines Urteils eingetreten ist~ die Bestellung
unverzü9! ich zu\" i der r tJ f en 0

§ 8

(1) Nach der Angelobung ist den Feldschutzorganen von der
Gemeinde ein amtlicher Ausweis auszustellen und das Feld­
schutzabzeichen auszufolgen.
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(2) Die bestellten und angelobten Feldschutzorgane haben

bei Ausübung ihres Dienstes den emtlichen Ausweis mit sich

zu führc~ ~~d auf Verlangen vorzuweisen sowie das Feld­

schutzobzeichen deutlich sichtbar zu tragen. Die Verpflich­

tung zur Tragung des Feldschutzabzeichens entfällt bei

Feldschutzorganen~ die ~uch als Forst-, Jagd- oder Fischerei­

Qufsichtsorgan bestellt sind und das entsprechende Dienst­

abzeichen deutlich sichtbcr tragen.

(;) Das Nähere über ForI!l und Inhalt des amtlichen Aus­

weises und über die äußere Form des Feldschutzabzeichens

1st durch Verordnung der Landesregierung zu bestimQen. Das

Feldschutzabzeichen hat das Landeswappen und einen Hinweis

auf eie Eigenschaft des Trägers zu enthalten.

(4) Der amtliche Ausweis und das Feldschutzabzeichen sind

von der Gemeinde einzuziehen, wenn die Bestellung zum

Feldschutzorgan widerrufen wird oder die Funktion sonst

endet.

§ 9

(1) Feldschutzorgane sind in Ausübung ihres Dienstes be­

fugt,

a) die zuc Feldgut gehörigen Grundstücke und Anlagen (§ 1)

:''". zu betreten;

b) Personen, die einer unbefugten Beschädigung von Feldgut

oder einer unbefugten Verletzung von·' Rechten am Feldgut

verdächtig erscheinen, zua Zwecke der Feststellung der

Perso~nlien anzuhal~en u-~d Anzeige zu erstctten;

c) bei Gefahr im Verzuge Gegenstände, die im Zusacmenhang

mit einer unbefugten Beschädigung von Feldgut oder e~er

unbefugten Vcrletz~~g von R~chten ae Feldgut für ver­

fallen orklärt ~0rden können, vorläufig in Beschlag zu
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nehmen; des F€ljsch~tzorganhat gegebenenf~lls den Be­
t~off~ne~ hiG~~be~ Bofo~t eine Beschoinigung cuszu­
s~6:1e:1~ der. 3ü~ge~ce~ster hat von der vorleufigen Be­
scr.J..ag:1ahc3 d:~8 ~u:'" :;:'l!'c:hführung des Strafverfahrens

t ·· d' ...... '\.' d h ".J,.. • "f h b,' K t'zus ~n ~g9 ~e~o~ e 0 ~e ~~o~~g~n üU SCaU _n enn n~s

Z·! se-:;~er..

(2~ Fe:dschutzo~gane s~nd in AusUbQ~g ihres Dienstes fer­
ner ~efugt, P~r~cnGn, c~e ~ei ~iner 'lll~efugten BesChädigung
von ~e:'dg-.lt ode:", e:'~.e:, t:nocfugten Ve:"letzung von Rechten 03

Feld~~~ ~etr9~e~ werden, zum Zwecke ~hrer VorführQ~g vor die
zur D~:"chführung U8A 3trafve~fahrens zuständige Behörde
f e s-tzu·~eht1e::l, '~ler.&Il

a) der Be~retene dem Feldschutzorgan unbekannt ist, sich
nicht ausweist und seine Identität auch sonst nicht so­
fort fes~ste~lbQ:" ist ~te~

b) begrünceter Yerdacht bestGht, daß er sich der Strafver­
folgm~g zu entziehen suchen werde oder

c) der Betre~ene trotz Abm~Lnung ~ der For~s~tzung der
strafbc~en Handlung verharrt oder sie zu wiederholen
su~ht ..

§ 10

Die ~eldsc~u·:zo~gone sind unbeschndet ihrer AufgAbe genäB
.#

§ : A~s .. 1 u.~G ihre~ Befugnisse gemäß § 9 verpflichtet,
boi Ausüb'.lng ih~7S j):_ens~G~ '·JahrgenorJOene Mißstände, die
o.ffensicht::.c~Maßneht"'.er. :tm Rohmen des Umweltschutzes
erfo~de~n.. ohn.e unn~~i~~n Aufschub dem BürgerDeis~er cn-
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I I I. :"bschn i tt

Eig2n2r Wir~ungsb2reich d~r GemeindG

§ 11

Di~ in di~sam Ges2tz geregclt2n Aufgab~n der Gem~inde sind
solch~ des eigenen ~irkungsberoichGs.

I V. ,lJ..bschn i tt

Straf- und Schlußbestimmungen

§ 12

(1) W~r den Bestimmungan der §§ 2 - 5 zu~(id~rhandclt. begeht:
sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit
der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach
and~ren Varwaltungsstrafbestimmungen mit streng~rer Strafe be­
droht ist. ~inc Vcrwaltungsübertr~tung und ist von der Bezirks­
verwaltungsbehörde mit Gelestrafe bis zu S ~5.000:-- zu be­
strafen.,

(2) Geg~nstände~ auf die sich die strafbare Handlung bezieht~

od~r der Erlös daraus sowie Werkzeuge~ die der Beschuldigte
b2i Begehung der V~r~altungsübertratung b9i sich hatte und
di2 gew~hnlich zur Gewinnung von F~ldfrüchten verwendet wer­
den~ können für verfalr~n erklärt werden.

§ 13

Mit !~krafttrGten oieses G2s2tzss tritt das G~sctz vom
23. Juni ~933~ LGSl. Nr. 65) betreffend d2~ Sc~utz das
F~ldgut~s und. den lQnriwi~~5chaftlichen B2tricb~ in d~r

Fassung d0r Gcsetz2 LG31~ ~ro 5/1955, LGS1~ Nr~ 10/1952

und LGBl. Nr. 23/1955. außer Kraft~



ERLÄUTERUNGEN

A·Allgec~ines

Das derzeit in Kraft stehende Gesetz voo 23. Juni 1933,
LGBl. Nr. 65, betreffend den schutz des Feldgutes und
den land\'lirtschnftlichen Betrieb, ist zum Teil überholt, .::;
große Teile des Gesetzes sind bereits außer Kraft gesetzt.

Die Bestimmungen dieses Gesetzes, die bereits außer Kraft
gesetzt sind, sind folgende:

§§ 32 und 33 (aufgehoben durch Art. V d. va RGB1. I ~ 414);
Diese Bestimnungen besitzen keine Aktualität
mehr und es ist daher eine Neuregelung dieser
Materie nich~ beabsichtigt.

§§ 41 bis 54 (aufgehoben durch § 20 des B1enenzuchtgesetzes,
LGB1. Nr. 14/1965); die Biene~ucht wurde 1m
genannten Bienenzuchtgesetz neu geregelt.

§ 56 in der ursprünglichen Fassung und §§ 59 bis 81 (auf­
gehoben durch das Landesgesetz vom 28.12.1961,
LGB1. Nr. 10/1962); diese Bestimmungen regel­
ten die Bildung von Weinberggemeinden. Nach
AUfhebung dieser Besticoungen erfolgte keine
Neuregelung dieser Materie, da hiefür keine
Notwendigkeit bestand. Es ist auch nicht be­
absichtigt, diese Materie in Zukunft neu zu
regeln.

§§ 55 und 98 Abs. 1 Ziff. 2 (materiell derogiert durch
§ 11 bzw. § 2~ Abs. 2 lit. d des Weinbauge­
setzes, LGB1. Nr. 11/1966).

§ 57 Abs. 4 ~~gehoben durch Verfassungsgerichtsho~-Erkennt­

nis (Kundmachung von 20.2.1987, LGB1. NT. 15).
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Den größten Teil der noch in Geltung stehenden Bestimmungen des
Gesetzes betreffeHd den ScHutz des Feldgutes und den landwirt­
schaftI'ichen Betrieb bilden die BestImmungen über den Flurschutz
und die Ahndurig vdn FeldfT'eveln .. Die Materie "FIUrsct1ut~polt!äiil

fällt gemäß Art. 118 Abs~ 3 Ziff. 5 B-VG in den eigerlsR Wirkungs­
bereich der Gemeinde. An Stelle der Uberalteten Bestimmungen soli
ein neues Landesgesetz treteh t das nur den.Schutz des Feldgutes
regelt und deSsen Bestimmungen den geändert~n ~irtschaftsverhält­

nissen RecHnUng trägt.

Die Bestimmung des § 31 des alten Gesetzes, wonach jeddr S~U"d­

besitzer die ihm gehörigen Äcker~ Wiesen, Hutweiden und Röhricht­
flächen der örtlichen Beschaffenheit und den jeweiligen wirt­
schaftlichen Verhältnissen entsprechend zu bewirtschaften hat,
wird diese Form in das neue Gesetz nicht aufgenommen. Es soll
jedoch jeder Eigentümer seine Grundstücke in einem solchen
Pflege,ustand halten~ daß eine wesentliche Beeinträchtigung
der benachbarten Grundstücke durch Unkrautsamen hintangehalten
wird ..

Auch die Sestimmung des § 34 des alten Gesetzes (Bewirtschaftung
des Röhrichtes) wtrd nach Außerkrafttreten dieses Gesetzes in
das neue Gesetz nicht mehr aufgenommen.

Die Umwandlung landwirtschaftlicher Grundstücke in Waldland
(§§ 35-40 des alten Gesetzes) wird in einem neuen Gesetz ge­
regelt werden.

Ebenso wird auch der Rsihenabstand von~Obstbäumen und Wein­
st~cken von der Nachbargrenze (§ 57_i.d.F. des Gesetzes vom
12. Mai 1955~ LGBl. Nr. 23) in einem neuen Gesetz geregelt
werden.

D~e im alten Gese~z noch 'geregelte private Viehpfändung
wtrd tn den neuen Entwurf nicht übernommen, da, abgesehen
von der Schwierigkeit der konkreten Durchführung und der
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KostGnfrag~: die tatsächlichen Voraussetzung2n hiefür nicht
mehr geg~b~n sind~ Außardcm bestehen auch g~gen landesgesetz­
liche RGgclung~n für derartige~ dem Zivilrechtsw8sen zuzu­
ordnend~ Exekutionsakte v~rfassungsr2chtlich grundsätzliche
Bedenken" Bei Flurschäden durch Weid2tiere ist daher zivil­
rechtliche Schaden~rsatzleistung zu b~g~hren und eine Privat­
pfändung der Tier8 nicht bzw~ nur in dem in § 1321 ABGB
geregelt~n Umfang möglich~ Das Strafverfahren wird nach
dem Entwurf im Gegensatz zum alten Gesetz von der B~zirksver­

waltungsbehörd~ und nicht mehr vom Bürgermeister in Gemein­
schaft von 2 Mitgliedern des Gem~ind2vorstand~s durchgeführt
w2rd~n. Eine wcsentlichG Mehrbelastung der Bezirksvorwaltungs­
b2hörden durch diese R~gelung ist nicht zu bcfürcht~n~ da
voraussichtlich nur wenige Strafverfahren anfallGn werdan~

Ein früherer Entwurf einer Neufassung di~ses Gesetz~s wurde
wegen verschiedener ungelöster Fragen seinerzeit nicht dem
Landtag zur verfassungsmäßigen Behandl~ng zugeleitet.

B~ Zu den einzelnen B~stimmungen

Zu § 1: Hier werden die Sach~n demonstrativ aufgezählt: die
als Feldgut g~lten~ Schutzobjekte di~ses Gesetzes
sind jedoch nicht Gegenstända~ die dem Betrieb der
Forst- Jagd- und Fischereiwirtschaft di0nen und durch
die ainschlägigen Bostimmungen geschützt werdcn~

Ein Rebenbürdel (auch -bürtel) ist ein 9und R~ben~

Zu § 2: Im § 2 Abs. 1 wird festgasteilts was unter Feld­
fr2vel vor~tanden wird~

Die Bostimmung0n des Abs~ 2 entsprechen im wesent­
lichen der alten Regelungo
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Einige Tatbestände wurden nicht wieder aufgenommen, da sie
keine Aktualität mehr besitzen~ Hingegen wurden einige Tat­
bestände (lit. 1) mund n) neu aufgenommen. Die rechtswid­
rige Aneignung von feldgut geringeren Wertes) deren Ahn­
dung gemäß § 141 S-+:,'afgesetz gerichtl ich nicht strafbar
ist~ soll durch das Feldschutzgesetz verboten werden.
In der Regel werden Übertretungen dieses Gesetzes auch
den Tatbestand eines Vermögensdeliktes) wie boshafte
Sachbaschädigung nach dem allgemeinen Strafgesetz erfüllen
und sohin nur von den Gerichten zu ahnden sein~

Für die Verfolgung nach dem Feldschutzgesetz Komman daher
vor allem die fahrlässig begangenen Beschädigungen des
Feldgutes oder die unbefugte Gebrauchnahme von fremdem
Feldgut in 3etracht. Das Wegwerfen von Plasti~säcken

und anderem Varpackungsmaterial wird zu einem immer größe­
ren Problem~ weshalb es nach dem Feldschutzgesetz verboten
~ird: sofern es nicht schon auf Grund anderer Vorschriften
verboten ist. Dies soll nicht nur Unbefugten verboten
sein, sondern auch der Eigentümer eines Grundstückes
darf auf diesem Grundstück solche Gegenstände nicht weg­
werfen, weil dadurch auch fremdes Feldgut beschädigt
werden kann~ Dieses Verbot wird daher in einem eigenen
Absatz geregelt.

Zu §§ 3 und 5: Die Bestimmungen des alten Gesetzes über die
Weide haben nur noch geringe Bedeutung und wurdan daher
nur teilweise und entsprechend abgeändert vom alten
Gesetz übernommen.

Zu 5 5: Eine wesentliche Beeinträchtigung der benachbarten
Grundstücke ist dann anzunehmen~ wenn auf diesen Grund­
stücken ein erheblicher Mehraufwand an Arbeit und
Mitteln erforderlich ist~ um das vom NachbargrundstUck
kommende Unkraut niederhalten zu können.
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Zu §§ 7 - 10: 3estimmungen über die ßGst211ung dJr Feldschutz­
organe haban Gbenfalls nur mehr g2ringe B2d~utung

Dies~ Materie ~ird ~ntsDrechend der derzeitig8n Er­
fordernisse geregelt ..

i'la·ch § 7 kÖJln.~.~ di.2.'~GemeiAden nach d2r ncU8n R~gelung

Feldschu~zorg~~, .. bestel12n~ wsnn sie di2S fOr notwendig
haI tc n ." ' ..

Die F21dschutzGrgane hab2n h~ut: nicht mehr die 3~­

deutung wie früh2r. Damit sie ab2r ihr~ Au~gahQn er-
. .,.' ,f..ü 11.cn könA C: n'.' ist 2 s not ~/ end i 9 ~ ihn 2 n d i 2 i m § 9 auf·

'. a'. • •.. ' ~. ~ a ,. •

. . ....0. azäh 1t ~ n Re ch t 2 ein zur ä urn \? n·.. ,0 hn2 die s8 Re cht c kÖnnt en
'. • ~ 1 t ~ ':"" •• . . • •. . :. ..-

~'fe ihren Aufs..abe:n und...Pfl·ichten. ni cht nachkommen.
Di~s? B2~timm~,ngen sind.·ähnl..i.c.~ .od~r gleic.h.lautend den
~ntsorechenden Bcstimmung~n in ander~n 3undesländern,

..... , ".; ~

.. "' . •. ,'"t' po·'.. ,.. : :",1.- .

Zu... § 11·: A.l,le.in .dj~·sem G2setz gcr::.g.~:l.ten Aufgaban dzr Ge-
........ ',' ',I. ".';. . ...... ,... . r' .'

rn ein deJ) ,~i IJ d: ,5.0 1ehe des ei 9en~.e n t~ i r.k un9sbe re ich ~ s •
. "" . .• .. •• '. 'i. . -, .. ... . .... ~ ., . '.'.,. • .

,.. . .'; .. ;.':.: .,,
Zu § 12:Die im alten Gesstz vorgesihe~c Reg21ung~ daß der

:-. ' • I' •

BürgermGister das Vcrfahr2n selbst durchführt und in
Gameinschaft mit ~w2i Beisitz2rn (Gemeinderäten)

"~ .das Strafr··ach.t .ausübt ~ ~ntsDricht nicht mGh'r dor
, ..·-::····:~:·Rechts~ntwi~·(l.~·~g und wurde' in d~n Entwurf nicht

aufgenomm~n. Gc~äß § 23 des V2rwaltungsstrafges~tzes

1950~ 8GBl. Nr. 172~ darf wegen einer Verwaltungs-'
übertrGtung einG Strafe nur auf Grund eines
nach den Vorsch r lftGn d2S Ver~altungsstrafg:s~tzcs

1950 durchg~fQhrtcn Verfahrens verhängt werd~n~ Die
Durchführung von V~rwaltungsstrafverfahren im cig~­

ncn htirkungsbercich dei GamGinda ist 'nach der Judi­
katur des Verfassungs;~richtshof2s unzulässig; sia
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fällt in den übertragenen WirkUngsbereich. Das
Strafverfahren ist der allgemeinen Regelung
folgend u~er Anzeige durch den Bürgermeister von
der zuständigen Bez1rksverwaltungsbehörde durCh­
zuführen,· da der BUrgerme1.s'ter"bei der allgemei-

. .. .
nen ArbeitsiIberlas-tung der Landgemeinden, i 'dem
Mangel an strafrechtlich geschulten Organen und

den grundsätzlichen Bedenken, das Verwaltungs­
strafgesetz gemeindeintern anzuwenden, hiefUr
nicht in Betracht gezogen werden soll.

Hinsichtlich der Durchführung des Str~fverfahrens

·durch "die Bezirksverwaltungsbehardesind die Be­
stimmungen-des: Verwal~gs·stra.i~e:setzes 1950, EGB1.
Nr·. 17:2, "" ·:maßgebend·, die kei.l:Ler we1taren Dar­

stellung bedürfen.

Nach dem alten Gesetz (§ 83) flossen die Straf­
gelder der Gemeinde zur Verwendung für landeskul­
turelle Zwecke, insbesondere fUr die SchäcUings­
bekämpfung ·zu. Im gegenständlichen Entwurf 1st
eine besondere Widmung "der Strafgelder nicht vor­
gesehen, sodoß diese nach r §:15 vstG dem Land zu­
flieSen." \1egen der' G"eririgfugigkei1: der Summe
dieser Strnfgelder·:is't eins" besondere Widmung
nicht zweckmäßig.
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